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Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 UVPG 

 
 

Genehmigungsverfahren nach § 16 BImSchG (Az.: 115/21) - Firma Finalin 
GmbH 
Änderung einer Anlage  zur Herstellung von Anstrich- oder 
Beschichtungsstoffen (Lasuren, Firnisse, Lacke, Dispersionsfarben) oder 
Druckfarben unter Einsatz von 25 t flüchtiger organischer Verbindungen oder 
mehr je Tag, die bei einer Temperatur von 293,15 Kelvin einen Dampfdruck von 
mindestens 0,01 Kilopascal haben durch Erweiterung der Destillieranlage von 
derzeit 1.500 t/a Destillationsleistung im Jahr auf 2.200 t/a (aufgrund 
Zulieferung von verbrauchten Lösemitteln von den Standorten Scheeßel und 
Dettingen). 
 

 
 
A Sachverhalt 

Die Firma Finalin GmbH in Hamburg beantragte am 03.08.2021 bei der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft - Amt für Immissionsschutz und 
Abfallwirtschaft - eine Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) zur Änderung einer „Anlage zur Herstellung von Anstrich- oder 
Beschichtungsstoffen“ durch Erweiterung der Destillieranlage von derzeit 1.500 t/a 
Destillationsleistung im Jahr auf 2.200 t/a (aufgrund Zulieferung von verbrauchten 
Lösemitteln von den Standorten Scheeßel und Dettingen). 
 
B Anwendbare Vorschriften 

Gemäß § 5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird auf 
Grundlage der Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen geprüft, 
ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Änderungsvorhaben eine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht oder nicht. 
 
Für dieses Vorhaben ist nach Nr. 4.4 Spalte 2 Buchstabe A der Anlage 1 des UVPG 
eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht vorgesehen. Die 
allgemeine Vorprüfung ist im Rahmen des Änderungsgenehmigungsverfahrens nach 
§ 9 Abs. 3 i.V.m. § 5 UVPG durchzuführen. 
 
Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, 
wenn das Änderungsvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären. 
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Bei der Vorprüfung wird berücksichtigt, ob erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des Standorts oder durch 
Vorkehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden. 
 
Dem Antrag sind die für die Vorprüfung erforderlichen Unterlagen beigefügt. 
Anhand der Antragsunterlagen, der behördeneigenen Betriebsakten, des FHH-Atlas 
sowie des FHH-Informationssystems wurde die Prüfung durch die BUKEA nach 
§ 9 Abs. 3 UVPG durchgeführt. 
 
Die Begründung der Feststellung dass für das Änderungsvorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, ist bei 
der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft - Amt für Immissions-
schutz und Abfallwirtschaft - nach den Bestimmungen des Umweltinformations-
gesetzes der Öffentlichkeit zugänglich. 
 
C Prüfungskriterien und Ergebnis der allgemeinen Prüfung des Einzelfalls 

Bei der konkreten Anwendung der Kriterien der Anlage 3 zum UVPG ist zwischen der 
Sachverhaltsermittlung, die zunächst die möglichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen anhand der Kriterien der Nr. 1 (Merkmale des Vorhabens) und Nr. 2 
(Merkmale des Standortes) der Anlage 3 zum UVPG ermittelt, und der Einschätzung 
der Erheblichkeit der ermittelten nachteiligen Umweltauswirkungen unter Berück-
sichtigung der Kriterien der Nr. 3 der Anlage 3 zum UVPG zu unterscheiden. Alleine 
die in Nr. 3 der Anlage 3 zum UVPG genannten Merkmale der möglichen erheblichen 
Auswirkungen, die gebildet werden aus den Merkmalen des Projektes und den 
Standortmerkmalen, entscheiden in Verbindung mit den Maßstäben des Fachrechtes 
über die Frage der UVP-Pflicht. Die Kriterien der Anlage 3 zum UVPG haben den 
Zweck sicherzustellen, dass sämtliche Umweltauswirkungen des Vorhabens 
einbezogen werden, die erheblich nachteilig sein können. 
 
D Gesamtergebnis der allgem. Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 UVPG 

Es wird gemäß § 5 UVPG festgestellt, dass die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das hier zur Genehmigung anstehende Vorhaben nicht 
erforderlich ist. Die nach § 9 Abs. 3 und Anlage 3 UVPG durchzuführende allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG 
aufgeführten Kriterien hat ergeben, dass das Vorhaben keine erheblichen nach-
teiligen Umweltauswirkungen haben kann. 
 
E Begründung 

Die durchgeführte allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls stellt eine überschlägige 
Prüfung mit begrenzter Prüfungstiefe dar, die auf die Einschätzung gerichtet ist, ob 
nach Auffassung der zuständigen Behörde erheblich nachteilige Umweltaus-
wirkungen zu besorgen sind. Bei der Vorprüfung war zu berücksichtigen, inwieweit 
Umweltauswirkungen durch die vom Träger des Vorhabens vorgesehenen 
technischen und organisatorischen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
offensichtlich ausgeschlossen werden. 
 
Die überschlägige Prüfung erfolgte auf der Grundlage der von der Antragstellerin 
vorgelegten Antragsunterlagen. Die vorgelegten Unterlagen sind für die Beurteilung 
der vorgesehenen Maßnahmen anhand der „Kriterien für die allgemeine 
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Vorprüfung“ (Anlage 3 UVPG) ausreichend. Für das beantragte Vorhaben sind in 
keinem Punkt erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen, die die 
Durchführung einer vollständigen Umweltverträglichkeitsprüfung nach Teil 2 
Abschnitt 2 UVPG erfordern. Die möglichen Wirkfaktoren des Vorhabens bedingen 
weder einzeln noch in ihrem Zusammenwirken das Überschreiten der Erheblich-
keitsschwelle für nachteilige Umweltauswirkungen. 
 
Wesentliche Gründe für die Entscheidung: 
 
Der Standort der Firma liegt in einem Industriegebiet. Neben weiteren anliegenden 
Industriestandorten und Gewerbebetrieben sind in der anliegenden Nachbarschaft 
auch Wohnbebauungen vorhanden. Es werden keine neuen Verkehrswege 
erschlossen; bauliche Maßnahmen im Sinne eines Bauantrags sind nicht notwendig. 
 
Die vollautomatisch laufende Destillieranlage ist technisch dicht – nur so kann eine 
ausschöpfende Destillation gewährleistet werden. Aus diesem Grunde ist eine 
Luftverunreinigung durch Lösemitteldämpfe bei Normalbetrieb nicht möglich. Die 
anfallende Abluft wird der thermischen Nachverbrennungsanlage (RNV) zugeführt, 
um die lösemittelhaltige Abluft zu reinigen und die in der TA Luft festgelegten 
Grenzwerte einzuhalten. Die Bodenflächen an der Destillieranlage (Halle 12a) sowie 
in Halle 12c und 7c, wo die zusätzlich von den Standorten Scheeßel und Dettingen 
angelieferten Lösemittel zwischengelagert werden, sind versiegelt bzw. mit 
Auffangwanne gem. AwSV ausgestattet. 
 
Der Betriebsbereich unterliegt bereits seit Januar 2015 der Störfallverordnung und ist 
dem Geltungsbereich der Grundpflichten zugeordnet. In der Gesamtanlage wird der 
Stand der Sicherheitstechnik im Sinne des § 3 Abs. 4 Störfallverordnung eingehalten. 
 
F Veröffentlichung des Prüfergebnisses 

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Sie ist nicht selbstständig 
anfechtbar. 


